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Für eine sichere und günstige Energieversorgung
Ohne Energie läuft nichts. Die Schweiz verfügt bis heute über eine funktio-
nierende, sichere und günstige Energieversorgung mit einer starken heimi-
schen Stromproduktion. Abgaben und Gebühren wie auch Regulierungen 
haben ein erträgliches Ausmass. Mit der Energiestrategie 2050 des Bundes 
soll dieser sichere und bewährte Weg für eine nebulöse Vision ohne gesicher-
te Grund lage verlassen werden. Doch es steht zu viel auf dem Spiel für 
irgendwelche  ideo logiegetriebenen Experimente. Als rohstoffarmes Land ist 
die Schweiz auf sichere und günstige Energie angewiesen.

EIN HÄUSCHEN
MIT STROM IST
  GOLD WERT!

WILLY MEINT:
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Der Energiebedarf steigt und steigt
Der Energiekonsum in unserem Land steigt trotz Sparbemühungen und 
verbesserter Effizienz stetig an. Dies wird auch in Zukunft so weitergehen, 
denn neben der Bevölkerungszunahme sorgen insbesondere Wirtschafts-
wachstum und Wohlstand dafür, dass unser Energiebedarf auf hohem 
Niveau bleibt. Weitere Verbesserungen beim Komfort und immer neue 
Anwendungen (im Kommunikationsbereich, im Haushalt usw.) sorgen 
dafür, dass diese Entwicklung weitergeht. 

Energie wird teurer 
Steigende Energiepreise sind Gift für Wirtschaft und Wohlstand. Sie sor-
gen dafür, dass die Produktionskosten der Wirtschaft ansteigen, die Wett-

bewerbsfähigkeit sinkt und die Bevölkerung weniger Geld im Porte-
monnaie hat. Anstatt die Belastungen auf ein Minimum zu reduzieren, 
werden die Energieträger heute jedoch als willkommene Steuerquelle 
missbraucht. Gebühren und Abgaben werden erhöht oder neue geschaf-
fen. Begründet wird dieses Vorgehen meist mit ökologischen Zielen oder 
in jüngster Zeit mit dem Ausstieg aus der Kernenergie. Diese Ziele kön-
nen jedoch mit den gewählten Massnahmen bestenfalls in der Theorie 
und verbunden mit immensen Kosten erreicht werden. 

Massive Umverteilung
Die Milliarden an Abgaben fliessen grösstenteils in den Bundeshaushalt. 
Ein anderer Teil wird mit wenig Erfolg auf andere Energieträger umver-

Endenergieverbrauch der Schweiz seit 1910 in Terajoules TJ
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Quelle: Schweizerische Gesamtenergiestatistik 2013 (Auszug)
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teilt. Mit der Energiestrategie des Bundes wird dieser falsche Weg noch 
ausgebaut, bei notabene geringerer Produktion als bisher. Gleichzeitig ist 
äusserst fraglich, ob die gewünschten ökologischen Ziele erreicht werden 
können. Weniger Abgaben und Gebühren und verbesserte Rahmenbe-
dingungen für Private und Unternehmer, so müsste die Devise lauten. Im 
Sinne der Investitions- und Rechtssicherheit sind die bestehenden Finan-
zierungsinstrumente zu überprüfen und zu hinterfragen. Die Energiepoli-
tik hat sich an den Prinzipien Nachfrage, Wirtschaftlichkeit, Unabhängig-
keit und Umweltfreundlichkeit zu orientieren. 

Versorgungssicherheit als oberstes Ziel
Das oberste Ziel einer vernünftigen Energiepolitik ist günstige, unabhän-
gige, reichlich verfügbare und umweltfreundliche Energie. Dieser Grund-
satz wird mit dem aktuellen Energiemix eingehalten. Der fossile Anteil am 
Gesamtsystem ist im Sinne einer Stärkung der Unabhängigkeit zu redu-
zieren. Dazu braucht es aber Strom, der jederzeit und bei allen Witte-
rungsbedingungen verfügbar ist. Diese Voraussetzungen können neben 
den fossilen Energieträgern nur die Wasser- und die Kernkraft erfüllen. 
Diese beiden Hauptpfeiler unserer Stromversorgung sind jedoch politisch 
stark unter Druck. Mit dem geplanten Ausstieg aus der Kernenergie 
würden durchschnittlich 40 Prozent unserer Stromproduktion wegfallen. 
Die Wasserkraft mit rund 55 Prozent Anteil ist aufgrund der hochsubven-
tionierten Wind- und Sonnenenergie im In- und Ausland ebenfalls in 
Gefahr. Investitionen in diese Energieträger werden wegen der unsiche-
ren Lage verzögert oder gar nicht mehr getätigt. 

Nur kleiner Beitrag der Erneuerbaren
Die von den Medien und Mitte-Links-Parteien vielgelobten neuen erneu-
erbaren Energien wie z.B. Wind und Sonne können diesen Ausfall bei 
weitem nicht wettmachen. Im Gegenteil, ihr Anteil am Strommix ist trotz 
Milliarden an Subventionen erschreckend gering. Heute entfallen nur 
winzige 0,6 Prozent der gesamten schweizerischen Stromproduktion auf 

die erneuerbaren Energien Wind und Sonne. Wie man mit diesem kleinen 
Anteil die Kernenergie wettmachen will, ist heute völlig unklar. Die Ver-
sorgungssicherheit der Schweiz und damit auch die Wirtschaftskraft und 
der Wohlstand werden grobfahrlässig aufs Spiel gesetzt.

Nein zum Systemwechsel – Nein zur Energiestrategie 2050
Die oben genannten Punkte zeigen eines klar: Die Energiestrategie 2050 
des Bundesrates erfüllt die Voraussetzungen für die Versorgung unseres 
Landes mit günstiger und sicherer Energie nicht. Anstelle von realisti-
schen Annahmen und Massnahmen dominieren ideologische und utopi-
sche Wunschvorstellungen sowie staatliche und regulatorische Eingriffe. 
Kombiniert mit der Erhöhung von bestehenden Abgaben und Gebühren 
und der Schaffung neuer Steuern ergibt dies eine Energiepolitik, die unse-
rem Land dauerhaft schadet. Die Strategie der SVP ist eine andere: Anstel-
le einer politisch motivierten Verschlechterung der Rahmenbedingungen 
einzelner Energieträger braucht es deren Gleichbehandlung. Anstelle 
neuer Abgaben und Gebühren benötigen wir die Reduktion solcher Belas-
tungen. Anstelle von mehr staatlicher Regulierung, Subventionierung und 
Lenkung gilt es Vorschriften abzubauen.

	 Konventionell-thermische und 
andere Kraftwerke

	 Laufwasserkraftwerke

	 Speicherkraftwerke

	 Kernkraftwerke

Der Schweizer Strommix 2014
5,7%

26,0%
36,4%

31,9%

Quelle: Schweizerische Elektrizitätsstatistik 2013
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Die SVP
	 bekämpft die wirtschaftsschädigende und interventionis-

tische Energiestrategie 2050 des Bundes;
	 fordert, dass sich die Energieversorgung an den Prinzipien 

Nachfrage, Wirtschaftlichkeit, Unabhängigkeit, 
Umweltfreundlichkeit und geringe Immissionen orientiert;

	 lehnt neue oder höhere Abgaben und Gebühren, welche 
die Energie verteuern, kategorisch ab;

	 wehrt sich gegen staatliche Lenkungs- und 
Förderabgaben sowie weitere Regulierungen und 
Vorschriften im Energiebereich, die insbesondere dem 
Gewerbe und den Randregionen Schaden zufügen;

	 befürwortet den Ausbau der inländischen Stromprodukti-
on, insbesondere der Wasserkraft;

	 spricht sich gegen Technologieverbote aus;
	 setzt sich für die Beibehaltung des bisherigen bewährten 

Strommixes ein und lehnt eine politisch motivierte 
Abschaltung der bestehenden Kernkraftwerke sowie eine 
Verschlechterung der Rahmenbedingungen für 
Energieträger dezidiert ab;

	 begrüsst die private Forschung und Realisierung von 
Projekten im Bereich neuer erneuerbarer Energien wie 
Erdwärme, Wind- und Solarenergie sowie Biomasse.

Das bringt mir
	 als Konsument genügend Energie zu jeder Zeit und zu 
günstigem Preis;

	als Unternehmer eine sichere und bezahlbare Energieversor-
gung mit hoher Planungssicherheit;

	 als umweltbewusstem Bürger eine schadstoffarme und 
unabhängige Energieerzeugung;

	als Hauseigentümer keine neuen Vorschriften, Verbote und 
Zwänge;

	als Bewohner einer Randregion Arbeitsplätze in der Nähe;
	als Staatsbürger mehr Unabhängigkeit vom Ausland und 
den internationalen Preisen sowie weniger Erpressungs-
möglichkeiten gegen die Schweiz.
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Quelle: Schweizerische Elektrizitätsstatistik 2013
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Intakte Umwelt für uns und unsere Nachkommen
Unser Leben ist von der Umwelt geprägt. Eine gesunde Umwelt bildet eine 
unverzichtbare Grundlage für Wohlbefinden und Lebensqualität heute und 
in Zukunft. Die SVP ist von ihrer bäuerlichen Herkunft her stark in der Natur 
verwurzelt. Der Umwelt ist Sorge zu tragen. Dazu ist eine gesamtheitliche, 
praxisorientierte und bürgernahe Politik zu verfolgen, die sich nicht von 
grünem Fundamentalismus und staatlichem Zwang leiten lässt. Mass halten 
ist auch hier ein guter Rat.

WILLY MEINT:

JUHU, WIR SIND  
RECYCLING-WELTMEISTER!
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Hervorragende Situation
Unserer Umwelt geht es gut. Seit Beginn der Industrialisierung war das 
Ausmass von Schadstoffen und Emissionen noch nie so gering wie heute, 
noch nie waren unsere Flüsse und Seen so sauber. Durch den fortwähren-
den Einsatz der Erkenntnisse aus Wissenschaft und Technik gelang es 
uns, die einstmals sauren Böden und die belastete Luft wieder sauber zu 
machen.  Trotz massiver Bevölkerungszunahme infolge Zuwanderung 
(+1,4 Mio. Personen) und 34 Prozent mehr Fahrzeugen seit 1990, mehr 
Wirtschaftsleistung und Wohlstand konnte die Schweiz nicht nur ihre in-
ternationalen Verpflichtungen im Umweltbereich einhalten, sie ist auch 
trotz schlechter geografischer und klimatischer Voraussetzungen eines 
der Industrieländer mit dem geringsten Schadstoff-Ausstoss pro Kopf. 
Diese Entwicklung verdanken wir insbesondere dem wissenschaftlichen 
Fortschritt und den freiwilligen Massnahmen der Industrie.

Praxis vor weltfremder Theorie
Diese Fakten werden von grünen Ideologen und Umwelttheoretikern all-
zu gerne ignoriert oder abgestritten. Mit dauernder Schwarzmalerei soll 
den Leuten ein schlechtes Gewissen eingeredet werden. Dies soll den Weg 
für die Durchsetzung ihrer Politik von erzieherischen Massnahmen, staat-
lichem Zwang, ausufernden Verboten, Abzockerei und verordneter 
Freudlosigkeit ebnen.

Stopp dem Regulierungs- und Verbotswahn 
Die Schweiz hat bereits ein engmaschiges Netz an Umweltgesetzen und 
-vorschriften. Zusätzliche Regulierungen und Verbote bringen der Um-
welt nichts, im Gegenteil, sie schwächen diese sogar. Denn nur ein Land 
mit hohem Wohlstand und gesunder Wirtschaft hat überhaupt die Mittel, 
die Anwendung von neuen Technologien umzusetzen und damit Verbes-
serungen für die Umwelt zu erreichen. Bei der Raumplanung gilt es den 
Föderalismus wieder hochzuhalten und den Kantonen den Spielraum zu-
rückzugeben für eine bürger- und praxisnahe Politik.

Die Schweiz ist Recycling-Weltmeister dank einem gut funktionierendem System von 
privaten und öffentlichen Entsorgern.
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Keine neuen Abgaben und Gebühren
Überregulierung sorgt auch für finanzielle Nachteile. Über Jahre hinweg 
wurden im Namen des Umweltschutzes neue Abgaben und Gebühren 
eingeführt bzw. die Erhöhung bereits bestehender umgesetzt. Schon heute 
bezahlt die Bevölkerung für Abgaben und Gebühren im Umweltbereich 
jährlich gut 10,5 Milliarden Franken. Dies entspricht 6,3 Prozent am ge-
samten Aufkommen an Steuern und Sozialbeiträgen von Bund, Kantonen 
und Gemeinden. So sind Abgaben auf Treibstoffe und Heizöl sowie auf 
Abfall, Wasser oder Strom, aber auch Recyclinggebühren unmittelbare 
Folge von staatlicher Regulierung. Weitere Gebühren oder Erhöhungen 
in diesen Bereichen sind in Planung oder werden vom Parlament behan-
delt, obwohl dies häufig völlig unbegründet ist. Als Beispiel kann ange-
führt werden, dass die Schweiz bereits heute Recycling-Weltmeister ist 
dank einem gut funktionierenden System von privaten und öffentlichen 
Entsorgern. Neue, staatlich verordnete Pfand- und Gebührensysteme 
braucht es nicht.

Sinnvolle, umsetzbare Lösungen für unsere Nachkommen
Unsere gute Umweltsituation ist darauf zurückzuführen, dass Wirtschaft 
und Bevölkerung von sich aus die Erkenntnisse des technischen Fort-
schritts anwenden und danach leben. Daraus sind viele private Initiativen, 
Innovationen, Produkte, Unternehmen und sogar Berufsbilder entstan-
den. Damit wurde mehr Wirkung erzielt als mit staatlichem Zwang, An-
drohung von Strafen oder Verboten. Diese führen vielmehr dazu, dass 
Wohlstand und Arbeitsplätze verloren gehen. Es braucht auch keine neu-
en Gesetze, Vorschriften und damit mehr Bürokratie, sondern die konse-
quente Durchsetzung des bestehenden Rechts. Und schliesslich braucht es 
auch keine einseitigen Ziele oder Schweizer Sololäufe – Emissionen und 
Schadstoffe machen schliesslich nicht an der Landesgrenze halt –, sondern 
internationale Anstrengungen und Beschlüsse, sofern diese von allen 
Staaten unterstützt und umgesetzt werden.

Gemeinsam handeln – Ohne Mahnfinger
Zudem ist auch auf das Prinzip der Freiwilligkeit zu verweisen. Dieses hat 
dafür gesorgt, dass die Schweiz ihre Position bei der Umweltqualität sogar 
noch verbessern konnte. Industrie und Gewerbe wie auch Privatpersonen 
haben dafür gesorgt, dass unser Land frühzeitig Probleme erkennt und 
diese schöpferisch löst, weil es sich wirtschaftlich lohnt, Vorhaben ohne 
Subventionen, neue Steuern oder Gebühren durchzuführen. Wir dürfen 
das Feld im Umweltbereich nicht den Schwarzmalern, Theoretikern und 
grünen Ideologen überlassen. Die Umweltpraktiker in Industrie, Gewerbe 
und Landwirtschaft sind Garanten für eine lebenswerte Umwelt.

CO2-Ausstoss in Tonnen pro Kopf 
(Schweiz und umliegende Länder)

Quelle: UN Statistics Division: Millennium Development Goals Database.
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Deutschland, 2013
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Die SVP
	 befürwortet sinnvolle Bestrebungen zur Erhaltung, 

Wiederherstellung und Verbesserung der natürlichen 
Lebensgrundlagen;

	 setzt auf die ständig neuen Erkenntnisse und 
Errungenschaften von Wissenschaft, Technik und Industrie 
zur Bewältigung der Umweltprobleme;

	 steht ein für geeignete Massnahmen im Bereich 
Raumplanung, Gewässerschutz, Luftreinhaltung sowie 
eine unabhängige, wirtschaftliche und umweltfreundliche 
Energiepolitik;

	 bekämpft die Umwelthysterie sowie die Panikmache von 
Medien, Politikern, Parteien, Organisationen oder 
internationalen Gremien und lehnt Forderungen oder 
Massnahmen daraus ab;

	 unterstützt  nicht Theoretiker, sondern echte 
Umweltpraktiker beispielsweise in der Land- und 
Forstwirtschaft, Recycler und Gewerbler; 

	 widersetzt sich der Schaffung subventionierter 
«Naturparks» und weiteren staatlichen Eingriffen mit 
bürokratischen Auflagen für Bauern, Gewerbe und 
Tourismus;

	 verlangt, dass jeder ungerechtfertigte Widerstand gegen 
wichtige Bau- und Infrastrukturprojekte voll 
entschädigungspflichtig wird und dass das 
Verbandsbeschwerderecht eingeschränkt wird;

Das bringt mir
	 als Bürger weniger Ideologie und Panikmache;
	als Familie eine intakte und saubere Umwelt, auch für 
unsere Kinder und Enkel;

	als Investor mehr Planungssicherheit und weniger 
Bürokratie bei Projekten;

	als Gewerbetreibendem und Bauern weniger Auflagen und 
mehr Möglichkeiten in meiner unternehmerischen Tätigkeit.
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	 fordert eine Revision des Raumplanungsgesetzes, welche 

sich am Geist des Föderalismus orientiert, um den Kantonen 
die Kompetenz über die Raumplanung zurückzugeben;

	 lehnt einseitige umwelt- und klimapolitische Ziele ohne 
international verbindliche Beschlüsse aller Staaten entschieden 
ab;

	 wehrt sich gegen jegliche neuen oder die Erhöhung 
bestehender Abgaben und Gebühren im Bereich der 
Umwelt- und Klimapolitik.
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Mehr Vielfalt, weniger Staat
Unabhängige, freie Medien (Presse, Radio, Fernsehen, Internet, Social 
Media) sowie der Wettbewerb zwischen den einzelnen Medienanbietern 
sind Garanten für eine lebendige und funktionierende Demokratie. 
Staatliche Beeinflussung wie auch übermässige Regulierungen sind Gift 
für die Freiheit und Meinungsvielfalt und führen zu einem Monopol. 
Mehr Wettbewerb, eine enge Definition des Service public, mehr 
Transparenz und weniger gesetzliche Fesseln für private Anbieter prägen 
eine freiheitliche Medienpolitik.

WER STOPPT DIE ABZOCKE 
 UND EINSEITIGKEIT DES
   STAATSFERNSEHENS?WILLY MEINT:
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Staatliche Förderung und Subventionen machen 
abhängig
Die Medienlandschaft verändert sich laufend und mit ihr auch 
die Gewohnheiten der Medienkonsumenten. An Beliebtheit 
gewinnende Gratisangebote im Print- und Internetbereich sor-
gen dabei nicht nur für mehr Vielfalt und Wettbewerb, sondern 
bedrängen gleichzeitig auch die traditionellen Medienproduk-
te. Man kann diese Entwicklung bedauern oder wie linke Intel-
lektuelle gar verteufeln – sie ist jedoch Tatsache. Daran ändern 
auch grosszügig ausgeschüttete Subventionen und Fördermass-
nahmen nichts, sie führen im Gegenteil zu höherer staatlicher 
Abhängigkeit und damit letztlich sogar zu einer Verringerung 
der Medienvielfalt, da viele Anbieter getreu dem Motto «Wes 
Brot ich ess, des Lied ich sing» die Botschaft ihres «Gönners» 
ungefiltert und unkritisch weitergeben und damit zu einem 
staatlichen Medienorgan werden.

Missbrauch des Begriffs «Service public»
Diese Entwicklung ist aber nicht nur im Printbereich mit der 
nicht mehr zeitgemässen Presseförderung zu beobachten, son-
dern auch im Fernseh- und Radiobereich. Der Quasi-Mono
polist SRG steht dort aufgrund diverser Gesetzesrevisionen 
praktisch ohne Konkurrenz da. Über 92 Prozent der Gebühren-
gelder fliessen an die SRG. Die Schweizerinnen und Schweizer 
zahlen die weltweit wohl höchsten Radio- und Fernsehgebüh-
ren. Angesichts dieser Marktmacht erstaunt es nicht, dass die 
SRG über Jahre hinweg die üppig sprudelnden Gelder für ihre 
Zwecke gut angelegt hat. Unter dem schwammigen Oberbegriff 
«Service public» wurden der Radio- und Fernsehbereich massiv 
ausgebaut. Jede Nische wurde mit einem Spartenprogramm be-
setzt, jede noch so kleine Zielgruppe durch Angebote abgeholt. 
Die SRG besitzt mittlerweile 17 Radio- und 7 Fernsehsender 

Lohnentwicklung                  Budget SRG
1984 2013

1984 2013

18
2%

30
4%

Während sich das SRG-Budget mehr als verdreifacht hat, bleibt 
immer weniger im Portemonnaie des Bürgers. Künftig zahlen wir 
sogar 1000 Franken Billag-Mediensteuer pro Jahr und Haushalt!

3 x teurer
Die Kosten des überteuerten SRG-Staatssenders 
haben sich seit 1984 verdreifacht!

1'600'000'000 CHF/Jahr
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sowie diverse Webseiten – kein anderer staatlicher Anbieter eines ähnlich 
grossen Landes in Europa hat mehr Programme. Auch vor dem Hinter-
grund der Mehrsprachigkeit und ihrer Herausforderungen lässt sich diese 
Fülle nicht erklären. Nun will sich die SRG im Internet sogar noch weiter 
ausbreiten. 

Für mehr Freiheit und Unabhängigkeit im Medienbereich
Eine vielfältige und unabhängige Medienlandschaft ist zentral für eine 
funktionierende Demokratie. Die bislang stark auf die SRG zugeschnitte-
nen Gesetze und Regulierungen sind für die Zukunft aufzubrechen und 
neu zu gestalten. Der Weg darf indes nicht über zusätzliche Gebühren-
gelder für private Anbieter und weitere Abhängigkeiten vom Staat führen. 
Ziel muss vielmehr sein, dass für die privaten Anbieter eine massive Ver-
besserung der aktuellen Rahmenbedingungen erreicht wird. Dies bedeu-
tet unter anderem, dass Radio- und Fernsehstationen ohne Gebühren-
gelder sofort von staatlicher Kontrolle und Bürokratie befreit werden. Im 
Weiteren sind staatliche Medienförderungsmassnahmen aufzuheben und 
nicht noch auszubauen. Der über Jahre praktizierte Missbrauch des Be-
griffs Service public ist zu beheben. Mit einer engen Definition soll ein 
Grundangebot, namentlich im Informationsbereich, sichergestellt wer-
den, die restlichen Programme oder Themen sind dem freien Markt zu 
überlassen.

Duales System ist die beste Lösung
Im Bereich der Gebühren ist das bisherige System grundlegend zu ändern. 
Die Radio- und Fernsehgebühren sind massiv zurückzufahren. Die Pra-
xis, wonach die öffentlich-rechtlichen Sender sowohl Gebühren als auch 
Werbegelder beziehen, ist aufzuheben und durch ein sogenanntes «duales 
System» zu ersetzen. In der Praxis bedeutet dies, dass die öffentlich-recht-
lichen Sender weiterhin Gebührengelder bekommen sollen, Werbung soll 
ihnen aber nicht mehr erlaubt sein. Diese ist den privaten Anbietern vor-
behalten, die im Gegenzug aber keine Gebührengelder bekommen sollen. 

Die Aufteilung Gebühren für die Staatssender und Werbung für die Priva-
ten ist nicht nur vernünftig, sondern auch fair, vermeidet man damit doch 
eine zu einseitige und monopolartige Stellung einer der beiden Gruppie-
rungen. Dies führt zu einem stärkeren Wettbewerb zwischen staatlichen 
und privaten Anbietern und für den Konsumenten zu höherer Qualität, 
mehr Auswahl und besseren Programmen.

Mehr Transparenz, mehr Freiheit und weniger Gebühren
Längst überfällig ist auch die Herstellung von Transparenz in den Rech-
nungen der SRG. Die Ausgabenposten des Staatssenders sind allesamt 
offenzulegen – die Bevölkerung hat schliesslich ein Recht darauf, zu erfah-
ren, wofür ihre Rundfunkabgaben ausgegeben werden. Dieselbe Transpa-
renz sollte bei allen staatlichen oder staatsnahen Institutionen ohnehin 
Standard sein. Urheberrechtsgesellschaften wie SUISA, Pro Litteris und 
andere in diesem Bereich tätige Unternehmen wie die Billag, die in der 
Vergangenheit zu viel erhalten haben oder aufgrund mangelnder Rechts-
lage eigentlich gar keine Gelder hätten verlangen dürfen, sollen ebenfalls 
zur vollständigen Offenlegung ihrer Rechnung und damit zu einer besse-
ren Kontrolle aufgefordert werden.

Die höhere Transparenz hat zudem noch einen weiteren positiven Effekt: 
Sie senkt die Kosten. Damit und mit der Beschränkung des Grundange-
bots auf den Informationsbereich bei Radio und Fernsehen könnten die 
staatlichen Medienabgaben massiv reduziert werden. Das Ganze würde 
dabei ohne Abstriche an der Themenauswahl, ohne Qualitätsverlust, mit 
mehr Freiheit und weniger staatlichem Einfluss erfolgen – für eine unab-
hängige, lebendige und starke Demokratie.
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Die SVP
	 lehnt eine staatliche Medienförderung und eine weitere 

Ausbreitung der SRG – insbesondere im Internet-Bereich 
– ab;

	 will private Medienanbieter stärken: Private Radio- und 
Fernsehstationen ohne Gebührengelder sind umgehend 
von staatlicher Kontrolle und Bürokratie zu befreien;

	 setzt sich ein für das duale System (Gebühren für die 
öffentlich-rechtlichen Sender, Werbung für die Privaten) 
und lehnt eine staatliche Mediensteuer ab; 

	 verlangt eine enge Definition des Service public in Radio 
und Fernsehen. Damit soll ein Grundangebot namentlich 
im Bereich der Information in den vier Landessprachen 
sichergestellt werden;

	 verlangt, dass gebührenfinanzierte Fernsehsendungen in 
der Schweiz produziert und die Gebührengelder in der 
Schweiz investiert werden;

	 fordert eine massive Senkung der Empfangsgebühren, 
eine Abkehr vom Splitting-Modell (Gebührenausschüt-
tung an SRG und private Sender) und die Festlegung der 
Gebühren durch das Parlament;

	 verlangt umfassende Transparenz und Offenlegung der 
SRG-Rechnung, aufgeteilt nach Sender, Sparte, 
Verwaltung, Events, Marketing, Lobbying usw.;

Das bringt mir
	 als Konsument mehr Auswahl und bessere Programme bei 
tieferen Gebühren;

	als mündigem Bürger weniger staatliche Bevormundung 
und Beeinflussung;

	als Medienschaffendem weniger Einflussnahme durch den 
Staat, mehr Freiheit und Unabhängigkeit;

	 als Unternehmer vernünftige Werbemöglichkeiten für meine 
Produkte zu besseren Konditionen.
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	 unterstützt ein Verbot von SRG-Meinungsumfragen zu 

Wahlen und Abstimmungen;
	 lehnt Werbeverbote ab. Alle Produkte, die legal erhältlich 

sind, sollen beworben werden dürfen.
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Gut für Körper und Geist
Sportliche Betätigung steht wie nur wenige andere 
Lebensbereiche für Freude, Leistung und Fairness. 
Sportliche Aktivitäten verschaffen dem Menschen 
körperliches und geistiges Wohlbefinden 
und stärken seine Leistungsbereitschaft. Die SVP 
unterstützt den Breiten-, Schul-, Jugend- und 
Behindertensport und ganz besonders die freiwil
lige, ehrenamtliche Tätigkeit in Sportvereinen sowie 
die leistungssportlichen Aktivitäten. Die Rahmen
bedingungen für Sportvereine sind etwa durch 
unbürokratische, kostengünstige Nutzungsmöglich-
keiten öffentlicher Infrastrukturen zu verbessern.

WILLY MEINT:

EIN HOCH AUF 
     DEN SPORT!
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Sinnvolle, gesunde Freizeitgestaltung
Die sportliche Betätigung erlaubt Jung und Alt eine sinnvolle, gesunde 
Freizeitgestaltung. Während die Linken über die mangelnde Integration 
ausländischer Jugendlicher jammern, setzen sich zahlreiche SVP-Mitglie-
der und Sympathisanten als Trainer und Vereinsverantwortliche im Ein-
zel- und Mannschaftssport genau für deren Integration aktiv ein. In den 

Vereinen und Verbänden lernen Junge schon frühzeitig, Verantwortung 
und Führungsfunktionen zu übernehmen sowie im Team Erfolg zu ha-
ben. Der Sport bildet eine sinnvolle Freizeitbeschäftigung und wertvolle 
Lebensschule; er fördert Leistungs- und Durchhaltewillen und bringt 
manche Jugendliche von der Strasse weg. Damit sinkt ihr Risiko, in die 
Drogensucht oder gar in die Kriminalität abzugleiten.

In den Vereinen und Verbänden lernen Junge schon frühzeitig, Verantwortung und Führungsfunktionen zu übernehmen sowie im Team Erfolg zu haben, wie hier bei den Schweizer 
Meisterschaften Vereinsturnen 2014, Lyss.
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Sport als Unterrichtsfach
Qualifizierte Sportlektionen unter Anleitung 
von befähigten Lehrerinnen und Lehrern sollen 
Kindern und Jugendlichen Spass an Ausdauer, 
Bewegung und Spiel vermitteln. Der Schulsport 
bietet Abwechslung zum sitzenden, kopflastigen 
Schulunterricht, der Breiten- oder Leistungs-
sport einen Ausgleich zum Berufsalltag. Abge-
sehen vom Schulunterricht und den Infrastruk-
turen ist der Sport keine primäre Staatsaufgabe.

Spitzensport motivierend für Breitensport
Höchstleistungen von Spitzen- und Leistungs-
sportlern motivieren die Jugend und breite Be-
völkerungskreise zur sportlichen Betätigung. 
Sportliche Talente sollen durch ein Ausbil-
dungsangebot gefördert werden, welches die 
schulische und/oder berufliche Ausbildung mit 
einem professionellen sportlichen Training ver-
bindet. Die SVP setzt sich ein für Fairness und 
bekämpft Spielmanipulationen, Doping und 
Gewalt.

Die sportliche Betätigung erlaubt Jung und Alt eine sinnvolle, gesunde Freizeitgestaltung.
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Die SVP
	 unterstützt die sportliche Betätigung zur Förderung von 

Freude, Leistung und Fairness;
	 anerkennt den Sport als wichtige Möglichkeit, in Vereinen 

und Verbänden schon früh Verantwortung zu 
übernehmen;

	 unterstützt den Schulsport als wichtigen körperlichen 
Ausgleich zur kopflastigen Ausbildung;

	 bekennt sich zum Spitzen- und Leistungssport und dessen 
Vorbildwirkung für Jugend und breite Bevölkerung;

	 fordert unbürokratische und kostengünstige 
Nutzungsmöglichkeiten bestehender öffentlicher 
Infrastrukturen (Sportplätze, Hallen usw.) für die wichtige 
Arbeit der Sportvereine;

	 steht ein für Fairness und bekämpft Doping, Wettbetrug 
und Gewalt in den und um die Stadien;

	 anerkennt die integrative Leistung, die vom Sport in 
Vereinen und Verbänden ausgeht.

Das bringt mir
	 als Freizeitsportler die Möglichkeit zu sportlicher 
Betätigung mit der jeweils nötigen Infrastruktur;

	als Spitzen- und Leistungssportler eine professionelle 
Ausbildung und Förderung;

	als Mitarbeitendem eines Vereins oder Verbands die 
Möglichkeit, mich aktiv für die Interessen des Sports 
einzusetzen;

	als Eltern die Gewissheit, dass die Kinder in der Schule oder 
in Vereinen sportlich gefördert werden und nicht auf der 
Strasse herumlungern.
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Kultur ist Sache der Kultur
Kultur ist der facettenreiche Ausdruck einer vielfältigen Gesellschaft. Der 
Antrieb für kulturelle Aktivitäten kommt seit je von Menschen. Kultur ist 
damit vorab Ausdruck privater Initiative. Staatlich geförderte Kultur läuft 
immer Gefahr, dass sie dem Zeitgeist und den persönlichen Präferenzen 
der Kulturbürokraten huldigt, statt länger gültige, über die Tagesaktualität 
hinausgehende Werte zu schaffen. Staatliche Kulturpolitik darf darum das 
private Angebot höchstens ergänzen und soll föderal ausgestaltet sein.

WILLY MEINT:

WANN BEKOMME  
   ICH STAATLICHE  
  SUBVENTIONEN?
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Keine verordnete Staatskultur
Je mehr die Staatskultur wächst, desto mehr geht die gelebte Volkskultur 
verloren. Staatliche Kulturpolitik führt oft dazu, dass die politischen Ent-
scheidungsträger jene Kultur unterstützen, die ihnen politisch am besten 
passt. Damit steigt die Gefahr, dass es zu Begünstigung und Mauscheleien 
kommt. Oder aber die Kulturpolitik wird zur Förderung mit der Giess-
kanne. So oder so ist Kultur Geschmacksache. Hier hat der Staat kaum 
etwas verloren.

Mehr Geld – Mehr Abhängigkeit
Die neue Kulturbotschaft, welche die Leitlinien für die Kulturpolitik des 
Bundes zwischen 2016 und 2019 vorgibt, zeigt auf, in welche zentralisti-
sche und staatsgläubige Richtung sich die Kulturförderung des Bundes 
weiterbewegen soll. Die Bundesausgaben sollen auf über 1 Milliarde Fran-
ken wachsen. Dieses Wachstum fördert die Begehrlichkeiten und Ansprü-
che an den Staat, schafft Abhängigkeiten, wo doch Kulturschaffende un-
abhängig, durch Eigeninitiative und Leidenschaft getrieben eine Kultur 
der Vielfalt leben sollten. Der Bund strebt neu sogar eine «nationale Kul-
turpolitik» an. Er will auch die Inhalte der städtischen und kantonalen 
Kulturpolitik aufeinander abstimmen und der Förderpolitik aller Ebenen 
«Konturen» verleihen. Dies bedeutet aber eine stetige Vereinheitlichung 
und zentrale Einflussnahme auf die föderalistische Kulturförderung. 

Gegen EU-Kulturbürokratie
Die Kulturbürokraten des Bundes streben inzwischen sogar den An-
schluss an das EU-Bürokratiemonster «Kreatives Europa» an. Dieses 
Programm ist ein milliardenteures Prestigeprojekt der Brüsseler Büro-
kratie. Damit sollen europaweit 250’000 Kulturschaffende, 2’000 Ki-
nos, 800 Filme und 4’500 Buchübersetzungen finanziell unterstützt 
werden. Diese zentralistische Förderpolitik ist der Gipfel der Staats-
kultur. Der Bürger wird schlussendlich für diese Begehrlichkeiten zur 
Kasse gebeten, dürfte aber kaum von zusätzlichen kulturellen Angebo-

Entwicklung der Kulturausgaben  
2000 bis 2020 
Bund, Kantone, Gemeinden, in Milliarden Franken

	 Bisherige Kulturausgaben gemäss Bundesamt für Statistik.

	 Kulturausgaben bei einem durchschnittlichen jährlichen Ausgabenwachstum  
von 1,54 Prozent gemäss Kulturbotschaft 2012 – 2015.

	 Bei einem geplanten durchschnittlichen jährlichen Ausgabenwachstum  
von 3,4 Prozent gemäss Kulturbotschaft 2016 – 2020.
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ten profitieren. Längst hat sich die Kulturbürokratie verselbstän-
digt. Auf Publikum ist sie nicht mehr angewiesen.
 
Eigeninitiative schafft Kultur
Kultur ist nach Ansicht der SVP grundsätzlich weder eine Angelegen-
heit des Bundes noch der Kantone noch der Gemeinden. Kultur ist Sa-
che der Kultur. Der Staat soll gegenüber der Eigeninitiative und der pri-

vaten Förderung nur subsidiär 
wirken. Öffentliche Unterstüt-
zung der einen Projekte heisst 
zugleich immer Diskriminierung 
aller nicht geförderten Projekte. 
Deshalb kämpft die SVP einer-
seits gegen die sich ausweitende 
Kulturbürokratie und anderer-
seits gegen die einseitig politisch 
getriebene Förderung im Rah-
men der heutigen Kulturpolitik. 

Gelebte Kultur heisst Vielfalt
Unter Kultur verstehen wir ganz 
allgemein das, was die Menschen 
durch ihr Handeln hervorbringen. 
Kultur bedarf zu ihrer Erhaltung 
der Pflege. Gerade der freiheitli-
che, föderalistische Staat sollte das 
Ziel haben, ein geistiges Klima zu 
schaffen, das eine kulturelle Viel-
falt ermöglicht. Die aktuelle Kul-
turpolitik macht leider das Gegen-
teil. Kulturpolitik darf nicht die 
Einheitlichkeit anstreben, son-

dern muss Vielfalt zulassen. Eine Kulturpolitik der Schweiz hat den 
föderalistischen, dezentralen Strukturen unseres Landes zu entsprechen. 
Wenn überhaupt sind die Kantone und die Gemeinden, nicht der Bund 
für die Kulturförderung zuständig. 

Private Initiative würdigen
Stattdessen sind privates Mäzenatentum oder Sponsoring besser geeignet, 
vielfältige Entwicklungen zu ermöglichen. Vielfalt, Wettbewerb, Eigen
initiative und Leidenschaft sind die Werte, von denen die Kultur lebt. Die 
Kultur hat durchaus auch mit Marktwirtschaft und den Gesetzen von An-
gebot und Nachfrage zu tun. Der Wettbewerb der Ideen soll auch in der 
Kultur spielen. Eine Produktion, die am Publikum vorbeizielt, macht kei-
nen Sinn. Kommerziellen Erfolg soll jene Kultur haben, die dem Publi-
kum gefällt. Die Staatskultur verzerrt diesen Wettbewerb und fördert po-
litisch und ideologisch motivierte Projekte. So wird heute unsere 
Volkskultur kaum staatlich gefördert. Sie lebt vom freiwilligen Einsatz 
und vom Beitrag von Einzelnen, Vereinen oder Stiftungen. 

Kultur schafft Zusammengehörigkeit
Leistungsbereitschaft und Freude gelten dort gemeinhin als zusammenge-
hörende Elemente, also genau das, was die Gesellschaft heute braucht. 
Laientheater, Laienorchester, Gesangsvereine, Musikverbände, Jodel-
clubs, Trachtengruppen bis hin zu Guggenmusiken und Rockbands: Sie 
alle streben weniger nach dem Lob der Kunstkritiker als vielmehr nach 
dem, was Kultur im Wesen ausmacht, nämlich dem Bedürfnis, etwas ge-
meinsam mit Herzblut zu schaffen, das einem selber und dem Publikum 
Freude macht. Diese Form der Kultur braucht auch keine Subventionen, 
dafür umso mehr Anerkennung und eine faire Ausgangslage. Dies ist 
auch der Kern unserer Milizkultur. Nicht umsonst gelten die weltweit fast 
einzigartigen und vielseitigen Vereine der Schweiz als Schulen der Demo-
kratie dank Eigen- und Gemeinschaftsverantwortung unter demokrati-
scher Teilhabe. Dies gilt es zu unterstützen.

La Compagnia Rossini bei einem ihrer 
rund 100 Konzerte pro Jahr.
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Die SVP
	 verlangt in der Kulturpolitik die strikte Einhaltung des 

Subsidiaritätsprinzips, denn der Bund darf nur ergänzend 
zu den Gemeinden und Kantonen tätig sein;

	 will, dass sich die Kulturpolitik auf Bundesebene strikt auf 
die Kernaufgaben beschränkt;

	 tritt dafür ein, dass die fehlgeleitete, auf mehrere 
Departemente verteilte Kulturbürokratie gemäss 
Verfassungsauftrag gestrafft wird. Das Einsparpotential im 
Bereich einer halben Milliarde Franken Steuergelder pro 
Jahr für teilweise fragwürdige Kulturförderung ist zu 
nutzen;

	 fordert die Beendigung der Kulturförderung nach dem 
Giesskannenprinzip;

	 lehnt eine weitere Zentralisierung der Kulturpolitik im 
Rahmen einer «nationalen Kulturpolitik» ab;

	 fordert die gezielte Förderung und massive steuerliche 
Begünstigung bzw. Steuerbefreiung von privaten 
Kulturstiftungen und Spenden sowie gesetzliche 
Erleichterungen zur Errichtung von Stiftungen;

	 steht für die Volkskultur in Vereinen und privaten 
Strukturen ein, die nicht vom Staat abhängig ist, sondern 
aus Eigeninitiative in Eigenverantwortung lokale und nati-
onale Kultur von Bürgern für Bürger schafft;

Das bringt mir
	 als kulturinteressiertem Menschen ein vielfältiges statt 
einfältiges Angebot;

	als Kulturschaffendem mehr Freiraum und Schutz vor 
staatlicher Einflussnahme und Monopolisierung;

	als Volksmusiker oder Laiendarsteller gleich lange Spiesse 
im Kulturwettbewerb.
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	 verlangt, dass die heimische traditionelle Kultur gegenüber 

internationalen und bürgerfernen Prestigekulturprojekten 
bevorzugt wird;

	 wehrt sich gegen die geldverschwenderische, bürger- und 
wirtschaftsferne Teilnahme an EU-Kulturprogrammen.
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Zu unseren Werten stehen
Die SVP bekennt sich zur christlich-abendländischen Kultur der 
Schweiz. Diese ist die Basis unserer Identität und unseres 
Zusammenlebens. Nicht ohne Grund trägt unser Land ein Kreuz 
im Wappen, und unsere Landeshymne hat die Form eines Gebets. 
Die Glaubens- und Gewissensfreiheit erlaubt allen Bürgern freies 
Denken, Schreiben, Sprechen – und Bekennen.

WILLY MEINT:

   FREI BEIBEN – 
DAFÜR KÄMPFE ICH!
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Die eigenen Wurzeln pflegen
Die Trennung von Kirche und Staat soll nicht verschleiern, dass ein durch 
den christlichen Glauben geprägtes Gesellschafts- und Menschenbild für 
die Kultur und die Politik der Schweiz von grosser Wichtigkeit ist. Der 
Verlust dieser Wurzeln wäre verheerend. Gerade die individuelle Freiheit 
ist eine Folge des christlichen Menschenbildes. Die Entwicklung der De-
mokratie aus antiken Vorstellungen ist nur mit dem Übergang zur Selbst-
verantwortung zu verstehen. Weiter ist die protestantische Arbeitsethik 
Grundlage einer unternehmerischen und auch leistungsorientierten Ge-
sellschaft. Aus den christlich-abendländischen Grundlagen schöpfen wir 
vernünftiges Denken, Kreativität und Innovation. Denn Unternehmer-
tum und Fortschritt wurzeln in tätiger Hoffnung auf eine prosperierende 
Zukunft. Aber auch der katholische Subsidiaritätsgedanke und die Beto-
nung des Werts des Individuums innerhalb der Schöpfung waren und 
sind für die Schweiz und den Schweizer Föderalismus prägend. Probleme 
sollen in Eigenverantwortung und möglichst von den Betroffenen selber 
gelöst werden. 

Rechtsordnung achten
Auch Toleranz und Offenheit zählen zum christlichen Erbe. Dies darf uns 
indes nicht daran hindern, gewisse Entwicklungen kritisch zu begleiten. 
Es gibt heute das Denktabu, den Islam genauer und auch differenziert kri-
tisch zu beleuchten. In der Schweiz leben weit über 400’000 Angehörige 
muslimischen Glaubens. Gewiss sympathisiert nur eine kleine Minderheit 
mit islamistisch-extremem Gedankengut. Doch die muslimischen Zu-
wanderer stammen oft aus Ländern, in denen keine demokratische 
Rechtsordnung herrscht. Sie bringen Vorstellungen über Recht und Ord-
nung mit, die mit unserem Rechtssystem und unseren demokratischen 
Spielregeln nicht vereinbar sind. Radikalisierungs- und Abschottungsten-
denzen sind ein nicht zu unterschätzendes Problem. Es gibt auch bei uns 
Personen und Gruppen, die mit einem radikalen Islam sympathisieren. 
Gleichzeitig werden Forderungen islamischer Gemeinschaften laut, als 

öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannt zu werden oder ihre 
Geistlichen an unseren Universitäten ausbilden zu lassen. Diesen Heraus-
forderungen sowie der Forderung nach rechtlicher Sonderbehandlung 
darf nicht kritiklos und blauäugig begegnet werden.
 

Die Trennung von Kirche und Staat soll nicht verschleiern, dass ein durch den christlichen 
Glauben geprägtes Gesellschafts- und Menschenbild für die Kultur und die Politik der 
Schweiz von grosser Wichtigkeit ist.
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Glaubens- und Gewissensfreiheit hochhalten
Unsere nicht nur geistigen, sondern auch historischen und kulturellen 
Wurzeln müssen erhalten bleiben und gepflegt werden. Aufgabe der Kir-
chen ist es, den Menschen durch Verkündigung und Seelsorge Halt und 
echte Lebenshilfe zu bieten. Die Kirchen leisten damit einen wesentlichen 
Beitrag zu einer sozialen Schweiz. Weder eine Partei noch der Staat soll 
Menschen auf religiöse Überzeugungen verpflichten oder ihnen den 
«richtigen» Glauben vorschreiben. Unsere Glaubens- und Gewissensfrei-
heit erlaubt allen Einwohnern freies Denken, Schreiben, Sprechen – und 
Bekennen. Kirchen und Religionsgemeinschaften geniessen darum im 
Rahmen der Verfassung Freiheit der Verkündigung und Freiheit für die 
kirchliche Tätigkeit. Diese Toleranz findet aber da ihre Grenzen, wo Reli-
gionsgemeinschaften die Toleranz verachten oder gar bekämpfen.

Auf Regeln pochen
Genau wie wir uns als Gäste in islami-
schen Staaten den dortigen Regeln an-
passen, müssen wir hier konsequent auf 
die Einhaltung unseres Rechts bestehen. 
Parallelgesellschaften mit eigenem 
Rechtssystem können nicht geduldet 
werden. Unsere freiheitliche Rechtsord-
nung darf sich unter keinen Umständen 
der Scharia beugen; unsere Gerichte 
dürfen einen islamischen «Kulturhin-
tergrund» keinesfalls zur Strafmilde-
rung akzeptieren. Die Duldung oder gar 
Beförderung von Praktiken wie Zwangs-
heirat, «Ehrenmord», Blutrache, 
weiblicher Genitalbeschneidung, Ehe-
schliessung mit Minderjährigen oder 
Vielehen ist hierzulande absolut inak-

zeptabel. Unser Rechtsstaat hat die Pflicht, die integrale Achtung unserer 
Rechtsordnung auch von Einwanderern einzufordern und die Gewährung 
jeder auch noch so geringfügig scheinenden Konzession zu vermeiden. 

Keine Parallelgesellschaften
Das Rechtswesen hat mit geeigneten Massnahmen dafür zu sorgen, dass 
sich beispielsweise das Islamismusproblem nicht weiter verschärft. Es ist 
klarzumachen, dass unsere Regeln für alle Angehörigen von Religionsge-
meinschaften gelten und jeder sich anpassen muss, der hier leben will. Die 
Gleichheit vor dem Gesetz gilt immer. Darum sind etwa Dispensierung 
vom Schwimmunterricht, Verzicht auf das Singen von Weihnachtsliedern 
im Kindergarten oder Sonderwünsche im Bestattungswesen nicht zuläs-
sig. Wer nicht vorbehaltlos zu unseren freiheitlich-demokratischen Grund- 
rechten steht, darf nicht eingebürgert werden.

Wohnbevölkerung der Schweiz ab 15 Jahren  
nach Religionszugehörigkeit, 1970 – 2013
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Die SVP
	 steht zum christlich-abendländischen Fundament unseres 

Staatswesens, unserer Rechtsordnung und unserer Kultur;
	 fordert, dass beispielsweise Kreuze als Symbole unserer 

christlich-abendländischen Kultur und unserer Religion 
auch im öffentlichen Raum respektiert und toleriert 
werden;

	 lehnt jegliches religiös motivierte Sonderrecht ab, das im 
Widerspruch zu unserer Rechtsordnung steht;

	 fordert ein Verbot der Verschleierung bei Tätigkeiten im 
öffentlichen Dienst, etwa im Gesundheitswesen, bei der 
Polizei, an öffentlichen Schaltern oder in Lehrberufen;

	 lehnt jeden Anspruch auf besondere Grabregeln auf 
öffentlichen Friedhöfen ab;

	 widersetzt sich besonderen Feiertagsregelungen für nicht 
anerkannte Glaubensgemeinschaften;

	 will, dass alle Schülerinnen und Schüler die 
obligatorischen Schulfächer besuchen, namentlich auch 
den Sport- und Schwimmunterricht;

	 verlangt die bedingungslose Durchsetzung des vom Volk 
beschlossenen Minarett-Verbots;

	 will, dass Schweizer Bürger, die im Ausland als Terroristen 
oder Dschihadisten aktiv gewesen sind, bei der Rückkehr 
in der Schweiz hart bestraft werden;

Das bringt mir
	 als Gläubigem die Freiheit zur Ausübung meines Glaubens;
	als Eltern die Gewissheit, dass sich meine Kinder auch in 
der Schule an christlich-abendländischen Werten 
orientieren können;

	als Lehrer Klarheit über den Besuch des Unterrichts durch 
meine Schüler;

	als Bürger Schutz vor Gewalt und öffentlicher Aufwiegelung 
zum Hass.
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	 fordert, dass Ausländer oder Schweizer Doppelbürger, 

welche als Terroristen oder Dschihadisten aktiv sind, ihren 
Aufenthaltsstatus bzw. die Schweizer Staatsbürgerschaft 
per sofort verlieren und ausgewiesen werden;

	 lehnt die Anerkennung nicht westlicher Religionsgemein-
schaften als öffentlich-rechtliche Körperschaften und die 
staatliche Ausbildung Geistlicher dieser Religionsgemein-
schaften ab.
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Eigenverantwortung statt Bevormundung
Die SVP befürwortet das Streben jedes Menschen nach Glück und 
Zufriedenheit. Individuelle Entscheide müssen in Selbstverantwortung 
geschehen; es darf nicht sein, dass am Schluss der Staat über das 
Gelingen oder Scheitern von privaten Lebensentwürfen entscheidet. 
Die Familie muss auch in Zukunft ihre Rolle als tragende Säule der 
Gesellschaft spielen. Dazu braucht sie grosse Freiräume und möglichst 
wenig Eingriffe des Staates.

WILLY MEINT:

AUCH ICH WILL KEINE
  VERSTAATLICHUNG  
     DER FAMILIE!
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Keine Verstaatlichung der Familie
Der Staat greift zunehmend in die Familiengestaltung ein, indem er gewis-
se Familienformen bevorzugt. So diskriminieren etwa staatliche Subventi-
onen und Steuererleichterungen für Krippenbetreuung die traditionelle 

Familie. Der Staat interveniert auch dort, wo die Gesellschaft problemlos 
funktioniert, und zahlt zum Beispiel an Kinderkrippen für Eltern, die dies 
finanziell nicht nötig haben. Der Verdacht liegt nahe, dass diese Massnah-
men helfen sollen, die Gesellschaft zu verändern. Der Staat mischt sich 
immer mehr in die Erziehung der Kinder ein, anstatt sich auf seinen Bil-
dungsauftrag zu beschränken. 

Schule wird missbraucht
Aufgrund vermeintlicher Missstände wird gerne die Schule zur Problem-
lösung herangezogen, sei dies im Bereich der Sexualerziehung, im Um-
gang mit Medien und Konsum oder bei der «politischen Bildung». Ein 
freiheitliches Verständnis geht davon aus, dass Eltern die Verantwortung 
für die Erziehung ihrer Kinder tragen. 

Gleichmacherei
Die geplanten Reformen des Ehe- und Familienrechts führen zu Beliebig-
keit und Unverbindlichkeit. Die Ehe zwischen Mann und Frau soll ge-
schwächt werden, indem alle möglichen Formen des Zusammenlebens ihr 
gleichgestellt werden. So wird beispielsweise die Gleichstellung von Poly-
gamie (Vielehe) diskutiert. Die bereits anerkannte und der Ehe rechtlich 
gleichgestellte gleichgeschlechtliche Partnerschaft soll als Ehe gelten. Des 
Weiteren will man Mechanismen einrichten, damit das Zusammenleben 
von Erwachsenen mit Kindern nach einer gewissen Zeit automatisch Fa-
milienstatus erhält. Dem Missbrauch und der Willkür werden damit Tür 
und Tor geöffnet. Probleme beim Erbrecht, bei den Sozialversicherungen, 
beim Scheidungsrecht, beim Unterhalt oder beim Steuerrecht sind vor-
programmiert. 
Solche Reformen führen nicht zu einer liberalen Gesellschaft, sondern zu 
einer Verstaatlichung des Privatlebens. Sie bedrohen wichtige gesell-
schaftliche Zellen wie die Familie, Vereine, Stiftungen, Kirchen, Nachbar-
schaften sowie Dorf- und Quartiergemeinschaften, die unabhängig vom 
Staat existieren. 

In der Schweiz werden jährlich hunderte von Millionen Stunden freiwilliger Arbeit
geleistet. Sei dies in der Betreuung von Angehörigen oder bei der Nachbarschaftshilfe und
vielen Verbänden und Vereinen.
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Freie Meinungsäusserung ohne Maulkorb
Die 1994 vom Volk knapp akzeptierte Rassismus-Strafnorm ist abzu-
schaffen. Die sich stets ausweitende Gerichtspraxis zeigt die Absurdität 
dieser Strafnorm. Der Rückgriff aufs Strafrecht, um Meinungen zu verur-
teilen oder jene einzuschüchtern, die diese vertreten, ist zutiefst undemo-
kratisch. 

Familien stärken
Die Familie und mit ihr die Ehe zwischen Mann und Frau bilden die 
Grundlage unserer Gesellschaft. Eltern und Kinder verdienen den be-
sonderen Schutz des Staates. Elternpaare oder Alleinerziehende tragen 
die Verantwortung für die Erziehung und Entwicklung ihrer Kinder 
und geben ihnen Liebe und Geborgenheit. Dabei lernt das Kind Hilfe 
und Rücksichtnahme sowie die Fähigkeit, Konflikte auszutragen. 

Mehr Wertschätzung für ehrenamtliche Arbeit
Wertvolle Arbeit wird nicht nur am bezahlten Arbeitsplatz geleistet, 
sondern Tag für Tag auch im privaten Kreis, sei es in Form von Nach-
barschaftshilfe, Pflege von Angehörigen oder der Betreuung der Kinder. 
Diese Arbeit wird mehr und mehr abgewertet und mit dem Schlagwort 
Professionalisierung an den Rand gedrängt. Staatliche Institutionen wie 
Kinderkrippen oder Mittagstische können die elterliche Liebe und Für-
sorge nicht ersetzen. Die Erziehung der Kinder liegt von deren Geburt 
an bis zur Volljährigkeit in der Verantwortung der Eltern und kann 
nicht an den Staat delegiert werden. Wichtig ist für unsere Jugend neben 
guten beruflichen Entwicklungs-, Ausbildungs- und Weiterbildungs-
möglichkeiten auch ein Umfeld, das ihnen Wertschätzung entgegen-
bringt und in dem sie ihre Persönlichkeit weiterentwickeln können. Die 
SVP unterstützt daher auch Vereine und Jugendverbände als wichtige 
Träger für eine sinnvolle Lebens- und Freizeitgestaltung und würdigt 
die Ehrenamtlichkeit. 

Kein Kampf zwischen den Geschlechtern
Männer und Frauen sollen einander ergänzen. Nicht das Geschlecht, son-
dern einzig die Eignung soll darüber entscheiden, wer welche Funktionen 
oder welches Amt bekleidet. Gleiche Rechte und gleicher Lohn für gleich-
wertige Arbeit und Leistung für Mann und Frau sind für die SVP eine 
Selbstverständlichkeit. Diesem Ziel dienen weder staatliche Gleichstel-
lungsbüros noch sonstige bürokratische Regelungen wie Lohnpolizei oder 
Quoten. Die SVP wehrt sich gegen Gleichmacherei und setzt auf das 
eigenverantwortliche partnerschaftliche Engagement von Mann und Frau 
in Familie, Gesellschaft, Beruf und Politik.

Die Eigenverantwortung und Selbstbestimmung der Familien gilt es zu stärken. 
Der Verstaatlichung von Familien und Kindern ist Einhalt zu gebieten.
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Die SVP
	 setzt sich für Eigenverantwortung und Selbstbestimmung 

der Familien ein und wendet sich gegen die zunehmende 
Verstaatlichung von Familien und Kindern;

	 verlangt, dass die kleinste und wichtigste Zelle unserer 
Gesellschaft, die Familie, in Freiheit und ohne staatliche 
Bevormundung leben kann;

	 will keine Vielehen und keine absolute Gleichstellung der 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaft mit der Ehe;

	 ist gegen die Adoption von Kindern durch gleichgeschlecht-
liche Paare;

	 lehnt einen staatlich diktierten Vaterschafts- oder 
Elternurlaub ab;

	 anerkennt Frau und Mann als gleichberechtigte Partner in 
Beruf und Gesellschaft;

	 lehnt staatliche Quotenregeln und sogenannte  
Genderpolitik ab;

	 fordert die Abschaffung der Gleichstellungsbüros und 
sonstiger Ämter, die das Privatleben staatlich reglementieren 
und die Gesellschaft umerziehen wollen;

	 will keine zentral vorgeschriebenen Tagesstrukturen, sondern 
sinnvolle Angebote auf der Stufe der Gemeinde, wo ein 
Bedürfnis besteht und die Finanzierung primär privat 
erfolgt;

Das bringt mir
	 als Individuum möglichst viel Freiheit und möglichst wenig 
staatliche Bevormundung;

	als Familie Freiraum für die eigenverantwortliche Entfaltung 
und Schutz vor staatlicher Einflussnahme auf die Erziehung;

	als Kind Liebe und Geborgenheit in der Familie;
	als Ledigem, dass ich nicht immer noch mehr für andere  
bezahlen muss;

	Gleichberechtigung in der Beziehung zwischen Mann und 
Frau.
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	 unterstützt das Zusammenleben in Familie, Vereinen, 

Nachbarschaften, Kirchen, Dorf- und Quartiergemein
schaften;

	 fordert die Stärkung der Meinungsäusserungsfreiheit durch 
Aufhebung der Rassismus-Strafnorm.
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Notizen:



Stehen Sie gemeinsam mit der SVP  
für die Schweiz ein!

Unterstützen Sie die SVP mit einer Spende auf das  
PC 30-8828-5 oder IBAN CH80 0900 0000 3000 8828 5.

Vielen Dank.



Name / Vorname

Strasse

PLZ / Ort

Telefon                                                               

E-Mail

Datum / Unterschrift

	 Ich möchte Mitglied der SVP in meinem Wohnort bzw. meinem Bezirk / meiner Region werden.  
Die Parteimitgliedschaft ist zu vergleichen mit einer Mitgliedschaft in einem Verein.

	 Bitte schicken Sie mir das Parteiprogramm der SVP Schweiz zu.

	 Ich wäre gerne informiert über die laufenden Aktivitäten, Medienmitteilungen und Artikel der  
SVP Schweiz. Bitte senden Sie mir ab sofort Ihren Newsletter an nebenstehende E-Mail-Adresse.

	 Ich unterstütze die SVP und spende  Franken auf das PC 30-8828-5. 

	 Bitte senden Sie mir einen Einzahlungsschein der SVP Schweiz.

Talon ausfüllen, anschliessend bitte zurücksenden an: SVP Schweiz, Generalsekretariat, Postfach 8252, 3001 Bern, E-Mail: info@svp.ch
Telefon: 031 300 58 58, Fax: 031 300 58 59 www.svp.ch

Ich setze mich auch für eine freie, unabhängige  
und souveräne Schweiz ein.


